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Als Service und zur Orientierungshilfe stellt die Arztekammer Nordrhein ihren
Mitgliedern einen Musterarbeitsvertrag fur Medizinische Fachangestellte (MFA) /
Arzthelferinnen / Arzthelfer zur Verfugung.

Dieser Musterarbeitsvertrag ist nicht verbindlich und seine Nutzung nicht zwingend.
Er enthalt Formulierungsvorschlage zur Regelung arbeitsvertraglicher Bedingungen.

Vor Nutzung des unveranderten Vertragsmusters ist vom Verwender stets sorgfaltig
und eigenverantwortlich zu prufen, ob die Regelungen den Anforderungen des
Verwenders entsprechen und ob gegebenenfalls Anpassungen des Vertragsinhalts
auf den konkreten Einzelfall erforderlich sind.

Der Mustervertrag wurde unter Beachtung der zum Zeitpunkt der Erstellung
geltenden gesetzlichen Regelungen erstellt. Da sich die einschlagige
Rechtsprechung sowie Gesetze andern kdnnen, kann seitens der Kammer keine
Haftung fur die Vollstandigkeit und Richtigkeit der Mustervertrage tbernommen
werden. Wir empfehlen, insbesondere im Falle konkreter Vertragsanforderungen,
eine juristische Einzelfallberatung.

Bei Ruickfragen steht Ihnen die Arztekammer Nordrhein gerne zur Verfigung.



Arbeitsvertrag fur Medizinische Fachangestellte (m/w/d)

Zwischen

(Name des é&rztlichen Arbeitgebers / der arztlichen Arbeitgeberin)

in

(Anschrift des é&rztlichen Arbeitgebers / der &rztlichen Arbeitgeberin)

und

(Name des Arbeitnehmers / der Arbeitnehmerin)

in

(Anschrift des Arbeitsnehmers / der Arbeitnehmerin)

wird folgender Vertrag geschlossen:

§ 1 Vertragsbeginn und Arbeitsort

(1) Frau / Herr wird mit Wirkung zum

(Einstellungsdatum)
in der Praxis des Arbeitgebers / der Arbeitgeberin eingestellt.

(2) Ort der Tatigkeit ist die Praxis des Arbeitgebers / der Arbeitgeberin
in

Der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin behalt sich vor, den Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin
auch an anderen Orten, etwa zum Zwecke des Notdienstes oder in einer
Zweitniederlassung, einzusetzen, soweit dies bei Abwagung der beiderseitigen Interessen
fur den Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin zumutbar ist.

(3) Auf diesen Arbeitsvertrag finden der Manteltarifvertrag fir medizinische Fachangestellte /
Arzthelferinnen, der Anderungstarifvertrag Nr. 1 zum Manteltarifvertrag fir Medizinische
Fachangestellte / Arzthelferinnen, der Gehaltstarifvertrag fir Medizinische Fachangestellte /
Arzthelferinnen, der Tarifvertrag zur Regelung der Kurzarbeit fiir Medizinische
Fachangestellte / Arzthelferinnen sowie der Tarifvertrag zur betrieblichen Altersversorgung
durch Entgeltumwandlung in der jeweils glltigen Fassung Anwendung.



Uberdies gelten die folgenden Betriebsvereinbarungen:

§ 2 Vertragsdauer und Probezeit
(1) Der Arbeitsvertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

oder (bei Befristung):

(Nichtzutreffendes bitte streichen.)
Der Arbeitsvertrag wird bis zum befristet abgeschlossen.

Sachgrund der Befristung:
Eine Befristung ohne Sachgrund ist fiir ldngstens zwei Jahre zuladssig, soweit der Arbeitnehmende zuvor nicht im
Betrieb des kiinftigen Arbeitgebers beschéftigt war. Eine dariiberhinausgehende Befristung bedarf eines
sachlichen Grundes. Das konkrete Enddatum ist anzugeben.

(2) Die ersten __ Monate der Tatigkeit gelten als Probezeit, § 4 Abs. 1 des
Manteltarifvertrages fir Medizinische Fachangestellte / Arzthelferinnen (im Folgenden:

Manteltarifvertrag).

Die Probezeit darf bei unbefristeten Beschéftigungsverhéltnissen ldngstens sechs Monate betragen. Bei
befristeten Anstellungen muss die Probezeit im angemessenen Verhéltnis zur Gesamtdauer der Beschéftigung
stehen.

oder:
(Nichtzutreffendes bitte streichen.)

Eine Probezeit wird im Hinblick auf die in dieser Praxis vorangegangene Ausbildung zur
Medizinischen Fachangestellten nicht vereinbart (§ 4 Abs. 2 Manteltarifvertrag).

(3) Das Arbeitsverhaltnis endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, spatestens mit Ablauf
des Monats, in dem der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin die Regelaltersgrenze in der

gesetzlichen Rentenversicherung erreicht.
(Optional, gegebenenfalls streichen.)

bei Befristung:

(4) Ungeachtet der Vereinbarung einer Befristung ist das Arbeitsverhaltnis nach MalRgabe
der gesetzlichen Vorschriften zum Kindigungsschutz und zu Kiindigungsfristen beiderseits
ordentlich kindbar. Insoweit wird § 15 Abs. 3 des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG)

abbedungen.
(Optional bei Befristung, gegebenenfalls streichen.)

§ 3 Arbeitsbereich
(1) Die Einstellung erfolgt als Medizinische(r) Fachangestellte(r).
(2) Der Arbeitsbereich richtet sich nach dem geltenden Ausbildungsberufsbild zum / zur
Medizinischen Fachangestellten gemaf gultiger Ausbildungsordnung. Er umfasst

insbesondere:

¢ die Assistenz bei Untersuchungen, Behandlungen und chirurgischen Eingriffen und
Hilfe bei Notfallen



e die Betreuung und Beratung von Patientinnen und Patienten vor, wahrend und nach
der Behandlung

¢ die Information von Patientinnen und Patienten Uber die Ziele und Mdglichkeiten der
Vor- und Nachsorge

e die Dokumentation von Behandlungsablaufen und Erfassung erbrachter Leistungen
far die Abrechnung

e die Organisation von Betriebsabldufen und Uberwachung der Terminplanung

¢ die Bedarfsermittlung, Beschaffung und Verwaltung von Material

e die Mitwirkung beim Qualitdtsmanagement

e die Durchfiihrung von HygienemalRnahmen und Laborarbeiten

e das Anwenden von Informations- und Kommunikationssystemen

§ 4 Arbeitsvertragliche Pflichten

(1) Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin hat die Ubertragenen Tatigkeiten gewissenhaft
auszulben und das Verhalten den besonderen Aufgaben der arztlichen Praxis anzupassen.
Er / sie ist verpflichtet, die im Rahmen des Weisungsrechts getatigten Anordnungen des
Arbeitgebers / der Arbeitgeberin sowie die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere der
Berufsgenossenschaft, zur Verhitung von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten,
gewissenhaft zu befolgen.

(2) Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin ist insbesondere verpflichtet,

e alle Praxisvorgange sowie den Personenkreis der Patienten und Patientinnen geheim
zu halten (§ 203 StGB), und zwar auch nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
(§ 5 Manteltarifvertrag),

o die festgesetzte Arbeitszeit einzuhalten,

¢ die Praxiseinrichtung und das Arbeitsmaterial nur zu den Gbertragenen Arbeiten zu
verwenden, keinen Missbrauch damit zu treiben und sorgsam damit umzugehen,

e auf Sauberkeit und Hygiene in den Praxisrdumen zu achten sowie

e alle im Rahmen der arztlichen Praxis wichtigen Vorkommnisse dem Arbeitgeber
unverziglich mitzuteilen.

§ 5 Arbeitszeit

(1) Die regelmaRige wdchentliche Arbeitszeit betragt exklusive der Pausen Stunden.
(Vollzeit: 38,5 Stunden). Pausen gelten nicht als Arbeitszeit. (§ 6 Abs. 1 Manteltarifvertrag)

(2) Beginn, Ende und Aufteilung der Arbeitszeit richten sich nach den betrieblichen
Erfordernissen des Praxisbetriebes, insbesondere unter Berlcksichtigung von anfallenden
Bereitschaftsdiensten sowie der Sprechstundenzeiten. Der Arbeitnehmende hat sich an
anfallenden Bereitschaftsdiensten entsprechend den organisatorischen Regelungen der
Praxis zu beteiligen (§ 6 Abs. 2 und 4 Manteltarifvertrag).

(3) Die tagliche Arbeitszeit wird wie folgt festgelegt:

(Siehe hierzu § 6 Abs. 3 des Tarifvertrages: ,,Die wéchentliche Arbeitszeit ist so zu verteilen, dass in jeder Woche
ein ganzer Tag oder zwei halbe Tage arbeitsfrei bleiben. Dabei muss gewéhrleistet sein, dass die Nachmittage an
Samstagen (ab 12:00 Uhr) arbeitsfrei sind. Samstagsarbeit innerhalb der regelméigen wéchentlichen Arbeitszeit
ist mit einem Zuschlag zu vergiiten. Die Nachmittage am 24. und 31. Dezember (ab 12:00 Uhr) sind arbeitsfrei
unter Fortzahlung des Gehaltes.")



von bis von bis

Montags

Dienstags

Mittwochs und

Donnerstags

Freitags

Samstags

(4) Die Pausen- und Ruhezeiten verteilen sich entsprechend wie folgt:
(Gegebenenfalls ergdnzen um zusétzliche Friihstlicks- oder Kaffeepausen.)

von bis Gesamtdauer

Montags

Dienstags

Mittwochs

Donnerstags

Freitags

Samstags

(5) Eine Anderung der taglichen Arbeitszeitregelung ist mit dem Arbeitnehmer / der
Arbeithehmerin einvernehmlich abzustimmen und bedarf einer Vertragsanderung (§ 6 Abs. 2
Manteltarifvertrag).

§ 6 Uberstunden

(1) Als Uberstunden gelten die iber die regelmaRige wochentliche tarifliche Arbeitszeit
hinaus geleisteten Arbeitsstunden, soweit innerhalb eines Zeitraumes von vier, langstens
zwolf Wochen keine entsprechende Freizeit flr diese Arbeitsstunden gewahrt wird.
Freizeitausgleich hat mit dem entsprechenden Zeitzuschlag zu erfolgen (§ 7 Abs. 1
Manteltarifvertrag).

(2) Uberstunden diirfen im gesetzlich zuldssigen Rahmen, insbesondere aufgrund
aulergewohnlicher betrieblicher Erfordernisse, angeordnet werden. Die zwingenden
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes sind einzuhalten.

(3) Geleistete Uberstunden sind nach Wahl des Arbeitgebers / der Arbeitgeberin
entsprechend den betrieblichen Erfordernissen durch Freizeit auszugleichen oder zu
verguten. Freizeitausgleich oder Verglitung erfolgen innerhalb der auf die
Uberstundenleistung folgenden drei Monate.

(4) Die Vergltung pro geleistete Stunde Mehrarbeit betragt brutto Euro.

§ 7 Samstags-, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, Arbeit am 24. und
31. Dezember, Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst

(1) Samstags- und Sonntagsarbeit bzw. Arbeit an gesetzlichen Feiertagen ist die an diesen
Tagen geleistete Arbeit in der Zeit von 0:00 bis 24:00 Uhr. Als Nachtarbeit gilt die Arbeit, die
in der Zeit von 20:00 Uhr - 7:00 Uhr geleistet wird. Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst
innerhalb der wochentlichen Arbeitszeit gelten nicht als Uberstunden (§ 7 Manteltarifvertrag).

(2) Zum Zwecke der Vergitungsberechnung eines Bereitschaftsdienstes oder einer
Rufbereitschaft wird die Zeit eines Bereitschaftsdienstes oder einer Rufbereitschaft wie folgt
als Arbeitszeit gewertet:

e Bereitschaftsdienst Bewertung als Arbeitszeit 60%

e Rufbereitschaft Bewertung als Arbeitszeit 30%



Liegt der Bereitschaftsdienst oder die Rufbereitschaft aullerhalb der regelmafigen
wochentlichen Arbeitszeit, so ist der entsprechende Vergultungssatz fir Uberstunden
anzurechnen.

(3) Unter Bereitschaftsdienst wird die Verpflichtung des Arbeitnehmers / der Arbeitnehmerin
verstanden, sich auf Anforderung des Arbeitgebers aulierhalb der regelmafigen Arbeitszeit
an einem vom Arbeitgeber / von der Arbeitgeberin bestimmten Ort aufzuhalten, um im
Bedarfsfall bei der Patientenversorgung die Arbeit aufnehmen zu kénnen.
Bereitschaftsdienst liegt nicht mehr vor, wenn die Tatigkeit des Arbeitnehmers / der
Arbeitnehmerin Gber den Notfalldienst hinausgeht. Rufbereitschaft ist die Zeit, in der der
Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin sich entsprechend der Anordnung des Arbeitgebers / der
Arbeitgeberin auflierhalb der regelmafigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber / der
Arbeitgeberin anzuzeigenden Stelle aufhalt, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen.

(4) Der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu
erwarten ist, dass zwar Arbeit anfallt, erfahrungsgemaf aber die Zeit ohne Arbeitsleistung
Uberwiegt. Rufbereitschaft ist vom Arbeitgeber / von der Arbeitgeberin nur dann anzuordnen,
wenn erfahrungsgemal lediglich in Ausnahmefallen Arbeit anfallt.

§ 8 Vergiitung
(1) Das Gehalt richtet sich nach dem geltenden Gehaltstarifvertrag. Die Eingruppierung
erfolgt in Tatigkeitsgruppe und betragt derzeit brutto Euro.
(2) Das Gehalt wird jeweils zum des Monats auf das beim Arbeitgeber / bei

der Arbeitgeberin angegebene, inlandische Bankkonto des Arbeitnehmers / der
Arbeithnehmerin Gberwiesen.

(3) Fur Uberstunden, Samstags-, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sowie Arbeit am
24. und am 31.12. ab 12:00 Uhr sind Zuschlage zu zahlen, die nach Arbeitsstunden
berechnet werden. Dabei wird ein Stundensatz von

1/167
des Monatsgehaltes fur Vollzeitbeschaftigte zugrunde gelegt.

Zahlbar zum
Zuschlage fur 25 % Mit dem Gehalt
Uberstunden, Arbeit
am Samstag

Zuschlage fir Sonn- | 50 % Mit dem Gehalt
und Feiertagsarbeit

fur Arbeitam 24. und | 50 % Mit dem Gehalt
31. Dezember ab

12:00 Uhr

far Arbeiten am 100 % Mit dem Gehalt

Neujahrstag, dem 1.
Mai sowie an den
Oster-, Pfingst- und
Weihnachtsfeiertagen
Fir Nachtarbeit 50 % Mit dem Gehalt

Besteht fur dieselbe Zeit Anspruch auf mehrere Zuschlagsatze, so ist nur der héchste
Zuschlag zu zahlen.



§ 9 Sonderzahlungen und vermogenswirksame Leistungen

(1) GemaR § 12 Manteltarifvertrag erhalt der / die Medizinische Fachangestellte zum
1. Dezember eines jeden Kalenderjahres (Falligkeitstermin) eine Sonderzahlung. Der
Anspruch auf die Sonderzahlung setzt voraus, dass das Arbeitsverhaltnis zum
Falligkeitstermin

a) seit mindestens 6 vollen Kalendermonaten ununterbrochen besteht.

b) nicht durch den Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin gekindigt ist bzw. durch den
Arbeitgeber aus Griinden gekindigt wurde, die der Arbeithehmer / die
Arbeithehmerin zu vertreten hat und

c) keine Vereinbarung Uber eine Beendigung des Arbeitsverhaltnisses aus den unter b)
genannten Grinden geschlossen ist.

(2) Die Hohe der Sonderzahlung ist abhangig von der Dauer der Betriebszugehdrigkeit. Die
Sonderzahlung betragt im ersten Jahr der Betriebszugehdrigkeit 50 % des regelmafigen
Bruttomonatsgehalts. Die Hohe der Sonderzahlung betragt bei Medizinischen
Fachangestellten ab dem zweiten Jahr der Betriebszugehorigkeit 70 % eines regelmafligen
Bruttomonatsgehalts.

(3) Als regelmafiges Bruttomonatsgehalt gilt das der / des Medizinischen Fachangestellten
ausgehend von deren regelmaRiger Arbeitszeit zustehende laufende Arbeitsentgelt,
einschliel3lich regelmaRiger Zulagen.

Insbesondere die Vergiitung fir geleistete Uberstunden, Zuschlage, Aufwendungsersatz und
Sonderzahlungen bleiben unbericksichtigt. Nicht nur voribergehende Erh6hungen des
Arbeitsentgeltes, die wahrend des Ruhens des Beschaftigungsverhaltnisses (z. B. wahrend
des Bezugs von Krankengeld oder fir die Dauer der gesetzlichen Elternzeit) wirksam
werden, sind in die Berechnung einzubeziehen.

Bei Anderung der Vergiitungshdhe wahrend des Kalenderjahres aufgrund einer Anderung
des Beschéftigungsumfanges oder Ubernahme einer Auszubildenden in ein Arbeitsverhaltnis
ist aus den regelmafligen Bruttomonatsgehaltern flr das gesamte Kalenderjahr das
durchschnittliche Monatsgehalt zu ermitteln und bei der Berechnung der Sonderzahlung
zugrunde zu legen.

(4) Im Falle des Beginns oder einer rechtlichen Unterbrechung des Arbeitsverhaltnisses im
Laufe eines Kalenderjahres wird die Sonderzahlung nur fiir die Zeiten des Bestands des
Arbeitsverhaltnisses in diesem Kalenderjahr anteilig gewahrt. Abs. (1) Buchstabe a. bleibt
unberihrt.

Das Ruhen des Arbeitsverhaltnisses z. B. aufgrund von Krankheit oder gesetzlicher
Elternzeit stellt keine Unterbrechung dar.

(5) Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin ist bis zum vollendeten 5. Jahr der
Betriebszugehdrigkeit zur Ruckzahlung der Sonderzahlung verpflichtet, wenn das
Arbeitsverhaltnis aufgrund einer Eigenkindigung vor dem 31. Marz des jeweiligen
Folgejahres endet bzw. aufgrund eines von dem Arbeitnehmer / der Arbeitnehmerin
Aufhebungsvertrages vor dem 31. Marz des jeweiligen Folgejahres endet. Die
Ruckzahlungsverpflichtung besteht nicht, wenn der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin aufgrund
einer ihm vorwerfbaren Pflichtverletzung die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu
vertreten hat.

Die Rickzahlungsverpflichtung ermaRigt sich nach einer Betriebszugehorigkeit von 3 Jahren
zum Falligkeitszeitpunkt (1. Dezember) auf 50 % der Sonderzahlung und entféllt nach einer
Betriebszugehdrigkeit von 5 Jahren zum Falligkeitszeitpunkt (1. Dezember).



(6) Fir am 31.12.2014 bestehende Anlagevereinbarungen (ber tarifliche
vermogenswirksame Leistungen (VWL-Vertrage) erhalt der / die Medizinische
Fachangestellte nach Ablauf der Probezeit eine vermdgenswirksame Leistung von 30 Euro

monatlich.

Teilzeitbeschéftigte mit einer geringeren als einer regelméRigen durchschnittlichen Arbeitszeit von 18 Stunden
wéchentlich haben nach der Probezeit Anspruch auf 15 Euro vermédgenswirksame Leistungen monatlich.
Auszubildende ab dem zweiten Ausbildungsjahr haben ebenfalls Anspruch auf 15 Euro vermégenswirksame
Leistungen monatlich.

§ 10 Betriebliche Altersvorsorge und Entgeltumwandlung

Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin hat die Moglichkeit zur betrieblichen
Altersversorgung und Entgeltumwandlung nach MalRRgabe des Tarifvertrages zur
betrieblichen Altersversorgung und Entgeltumwandlung (§ 13 Manteltarifvertrag).

§ 11 Schutz- und Berufskleidung

Der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin stellt dem Arbeitnehmer / der Arbeithehmerin die
notwendige Schutz- und Berufskleidung, mindestens jedoch zwei Berufskittel pro Jahr,
unentgeltlich zur Verfigung. Ebenso tragt der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin die Kosten der
Reinigung der Schutz- und Berufskleidung (§ 15 Manteltarifvertrag).

§ 12 Arbeitsunfahigkeit

(1) Der Arbeitnehmer/ die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, dem Arbeitgeber / der Arbeitgeberin
jede Arbeitsverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer unverziglich mitzuteilen.

(2) Der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, im Falle von Arbeitsunfahigkeit in
Folge von Krankheit, die langer als 3 Kalendertage dauert, am darauffolgenden Arbeitstag
eine arztliche Bescheinigung Uber die Arbeitsunfahigkeit und Uber deren voraussichtliche
Dauer vorzulegen. Bei einer Uber den angegebenen Zeitpunkt hinausgehenden
Arbeitsunfahigkeit ist eine Folgebescheinigung innerhalb von weiteren 3 Tagen nach Ablauf
der vorangegangenen Bescheinigung vorzulegen. Der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin ist
berechtigt, die Vorlage der arztlichen Bescheinigung jeweils friiher zu verlangen (§§ 8 bis 10
Manteltarifvertrag).

(3) Der Arbeitnehmer / die Arbeithehmerin hat bei unverschuldetem Arbeitsversdumnis
infolge eines in ihrer Person liegenden Grundes sowie bei durch Unfall verursachter
Arbeitsunfahigkeit Anspruch auf Fortzahlung des Gehaltes in Héhe von 100% bis zum Ende
der sechsten Woche.

§ 13 Sonstige Arbeitsverhinderung

(1) Personliche Angelegenheiten sind aulerhalb der Arbeitszeit zu erledigen. Ein
Fernbleiben von der Arbeit ist nur nach vorheriger Einwilligung des Arbeitgebers / der
Arbeitgeberin gestattet. Kann diese Einwilligung den Umstanden nach vorher nicht eingeholt
werden, so ist der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin unverziglich Uber die Grinde des
Fernbleibens zu unterrichten.

(2) Bei Fernbleiben trotz fehlender Einwilligung besteht insoweit kein Anspruch auf
Fortzahlung des Gehaltes (§ 8 Manteltarifvertrag).

(3) Der Arbeitnehmer / die Arbeithnehmerin, die am letzten Arbeitstag vor oder am ersten
Arbeitstag nach Feiertagen unentschuldigt der Arbeit fernbleibt, hat keinen Anspruch auf
Bezahlung fiir diese Feiertage.



§ 14 Urlaub

(1) Der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten
Urlaub. Der Urlaub soll unter Berlcksichtigung der Belange der Praxis und der Winsche des
Arbeitnehmers / der Arbeitnehmerin nach Méglichkeit zusammenhangend gewahrt und
rechtzeitig (mindestens vier Monate vorher) festgelegt werden (§ 16 Manteltarifvertrag).

(2) Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin erwirbt mit jedem Beschaftigungsmonat einen
Urlaubsanspruch in Hoéhe von einem Zwolftel des Jahresurlaubs. Der volle
Jahresurlaubsanspruch kann erst nach Ablauf von sechs Monaten Tatigkeit in derselben
Praxis geltend gemacht werden.

(3) Der Urlaub betragt jahrlich 28 Arbeitstage bzw. 34 Werktage. In dem Kalenderjahr, in
dem der / die Medizinische Fachangestellte das 55. Lebensjahr vollendet, erhoht sich der
Jahresurlaub auf 30 Arbeitstage bzw. 36 Werktage.

Arbeithnehmer / Arbeitnehmerinnen, die vor dem 1.1.1973 geboren wurden, erhalten bei GUber
den 31.12.2012 hinaus fortbestehendem Arbeitsverhaltnis / Ausbildungsverhaltnis weiterhin
30 Arbeitstage bzw. 36 Werktage.

(4) Fur die Berechnung des Urlaubsanspruches gelten als Arbeitstage alle Kalendertage mit
Ausnahme der Samstage, Sonntage und gesetzlichen Feiertage. Als Werktage gelten alle
Kalendertage mit Ausnahme der Sonntage und gesetzlichen Feiertage.

(5) Zwei Wochen des zustehenden Erholungsurlaubes missen dem Arbeitnehmer / der
Arbeithehmerin nach Absprache mit Arbeitgeber / Arbeitgeberin und Mitarbeitern /
Mitarbeiterinnen nach eigenen zeitlichen Winschen gewahrt werden.

(6) Anspruch auf ein Zwolftel des Jahresurlaubs fir jeden vollen Monat des Bestehens des
Arbeitsverhaltnisses hat der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin, die im laufenden
Kalenderjahr in die Praxis eintritt oder ausscheidet; der angefangene Monat wird bei der
Bemessung des Urlaubsanspruchs voll einbezogen, wenn der / die Medizinische
Fachangestellte in diesem Monat mindestens 15 Kalendertage im Arbeitsverhaltnis stand.
Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle
Urlaubstage aufzurunden.

Bei Ausscheiden nach erfllter Wartezeit (sechs Monate) in der 2. Hélfte des Kalenderjahres
hat der / die Medizinische Fachangestellte Anspruch auf mindestens 20 Arbeitstage bzw. 24
Werktage Urlaub nach dem Bundesurlaubsgesetz oder auf Mindesturlaub nach dem
Jugendarbeitsschutzgesetz bzw. SGB IX, Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen.

(7) Bei verschuldeter fristloser Entlassung reduziert sich der Urlaubsanspruch auf den
gesetzlichen Mindesturlaub.

(8) Erkrankt der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin wahrend des Urlaubs, so hat er / sie
ihrem Arbeitgeber / ihrer Arbeitgeberin unter Vorlage einer arztlichen Bescheinigung
unverziglich Mitteilung Uber die Arbeitsunfahigkeit zu machen. Der Urlaub ist dann fiir die
Dauer der Arbeitsunfahigkeit unterbrochen. Nach Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit ist
der Rest des Urlaubs — je nach Vereinbarung — sofort oder zu einem spéateren Zeitpunkt zu
gewahren.

(9) Konnte der Urlaub wegen Arbeitsunfahigkeit oder aus betrieblichen Grinden bis Ende
des Kalenderjahres nicht angetreten werden, so ist er innerhalb der nachsten drei Monate zu
gewahren und zu nehmen.



(10) Ist zum Zeitpunkt der Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses der Urlaubsanspruch noch
nicht erflllt, ist der Urlaub, soweit dies betrieblich méglich ist, wahrend der Kindigungsfrist
zu gewahren und zu nehmen. Soweit der Urlaub nicht gewahrt werden kann oder die
Kindigungsfrist nicht ausreicht, ist der Urlaub abzugelten.

(11) Der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin kann den Erholungsurlaub, der dem Arbeitnehmer /
der Arbeitnehmerin fur das Urlaubsjahr aus dem Arbeitsverhaltnis zusteht, fur jeden vollen
Kalendermonat, flr den er / sie Elternzeit nimmt, um ein Zwolftel kiirzen. Satz 1 gilt nicht,
wenn der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin wahrend der Elternzeit bei ihrem Arbeitgeber /
ihrer Arbeitgeberin Teilzeitarbeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz leistet.

(12) Scheidet der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin aus der Praxis aus, ist ihm / ihr eine
Bescheinigung dartber auszustellen, ob und wie lange im Laufe des Kalenderjahres Urlaub
gewahrt wurde. Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, diese Bescheinigung
bei der folgenden Einstellung vorzulegen.

(13) Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen besteht aulierdem ein gesetzlicher
Anspruch auf Zusatzurlaub fir schwerbehinderte Menschen von 5 Arbeitstagen im
Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmaRige Arbeitszeit des schwerbehinderten Menschen auf
mehr oder weniger als funf Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhdht oder vermindert sich
der Zusatzurlaub entsprechend, § 208 SGB IX.

§ 15 Arbeitsbefreiung

1) Dem Arbeitnehmer / der Arbeitnehmerin wird auf Antrag eine Arbeitsbefreiung unter
Fortzahlung des Gehaltes in den in § 17 Manteltarifvertrag aufgefuhrten Fallen gewahrt.

(2) Mitglieder der Taritkommission sind fiir eine Sitzung zur Vorbereitung von
Tarifverhandlungen sowie fur Tarifverhandlungen mit arztlichen Arbeitgebern /
Arbeitgeberinnen unter Fortzahlung der Bezlige von der Arbeit freizustellen. Gleiches gilt fur
Mitglieder von Berufsbildungsausschiissen bei den Arztekammern.

(3) Im Ubrigen wird die Entgeltfortzahlung bei persénlicher Arbeitsverhinderung gem. § 616
BGB ausgeschlossen.

§ 16 Kurzarbeit

Kurzarbeit kann nach MalRgabe der Regelungen des Tarifvertrages zur Regelung der
Kurzarbeit fur Medizinische Fachangestellte in seiner jeweils giltigen Fassung angeordnet
werden, (§ 17a Manteltarifvertrag).

§ 17 Kiindigung

(1) Das Arbeitsverhaltnis kann zum Flinfzehnten oder zum Ende eines Kalendermonats
gekindigt werden (§ 18 Manteltarifvertrag).

(2) Fur eine Kundigung durch den Arbeitgeber betragt die Kiindigungsfrist, wenn das
Arbeitsverhaltnis:

2 Jahre bestanden hat, 1 Monat zum Ende eines Kalendermonats,

5 Jahre bestanden hat, 2 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
8 Jahre bestanden hat, 3 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
10 Jahre bestanden hat, 4 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
12 Jahre bestanden hat, 5 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
15 Jahre bestanden hat, 6 Monate zum Ende eines Kalendermonats,



20 Jahre bestanden hat, 7 Monate zum Ende eines Kalendermonats.

(3) Wahrend der vereinbarten Probezeit kann das Arbeitsverhaltnis abweichend von Absatz
1 und 2 jederzeit mit einer Frist von zwei Wochen gekilindigt werden.

(4) Die auerordentliche Kiindigung aus wichtigem Grund gemalR § 626 BGB bleibt
unberuhrt.

(5) Die Kiindigung bedarf der Schriftform.

(6) Will der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin nach Erhalt einer Kiindigung geltend machen,
diese sei sozial ungerechtfertigt oder aus sonstigen Grinden unwirksam, kann er innerhalb
einer Frist von drei Wochen ab Zugang der schriftlichen Kiindigung Kiindigungsschutzklage
beim Arbeitsgericht gemal § 4 KSchG erheben. Die Klage muss auf die Feststellung, dass
das Arbeitsverhaltnis durch die Kindigung nicht wirksam beendet wurde, gerichtet sein.

§ 18 Freistellung

Nach Ausspruch einer Kiindigung und bei Vorliegen eines sachlichen Grundes kann der
Arbeitgeber / die Arbeitgeberin den Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin unter Fortzahlung der
Vergltung von der Arbeitsleistung freistellen. Ein sachlicher Grund fir eine Freistellung liegt
z.B. vor, wenn dem Arbeitgeber infolge einer groben Pflichtverletzung des Arbeitnehmers
oder infolge des dringenden Verdachts einer groben Pflichtverletzung die Beschaftigung
nicht mehr zuzumuten ist oder auch dann, wenn die Beschaftigungsmoglichkeit weggefallen
ist.

§ 19 Sterbegeld

Stirbt der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin, so wird das Gehalt fir den Sterbemonat und
einen weiteren Monat an:
a) den Uberlebenden Ehegatten oder Lebensgefahrten,
b) die unterhaltsberechtigten Kinder oder
c) ihre Eltern oder einen Elternteil, wenn die Verstorbene Uberwiegend zum Unterhalt
beigetragen hat,
als Sterbegeld gezahlt (§ 20 Manteltarifvertrag).

§ 20 Nebentatigkeit

(1) Wahrend der Dauer des Arbeitsverhaltnisses ist jede Nebentéatigkeit des Arbeitnehmers
dem Arbeitgeber / der Arbeitgeberin vor Tatigkeitsaufnahme anzuzeigen. Die Aufnahme der
Nebentatigkeit ist zuldssig nach zuvor erteilter Einwilligung des Arbeitgebers / der
Arbeitgeberin. Der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin hat einen Anspruch auf unverztigliche
Einwilligung, soweit keine berechtigten Belange des Arbeitgebers oder zwingende
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

(2) Der Arbeitgeber / die Arbeitgeberin kann seine Einwilligung jederzeit widerrufen, wenn
sein betriebliches Interesse dies auch unter Berlcksichtigung der Arbeitnehmerinteressen
erfordert.

§ 21 Zeugnis

(1) Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin hat bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
Anspruch auf umgehende Aushandigung eines Zeugnisses (§ 19 Manteltarifvertrag).

(2) Der Arbeitnehmer / Die Arbeitnehmerin ist berechtigt, wahrend des Arbeitsverhaltnisses
jederzeitig ein Zwischenzeugnis zu verlangen.



(3) Das Zeugnis muss Auskunft geben Uber Art und Dauer der Tatigkeit. Es ist auf Wunsch
des Arbeitnehmers / der Arbeitnehmerin auch auf Leistung und Verhalten im Dienst zu
erstrecken.

§ 22 Personalbogen
Der beigefugte Personalbogen ist Bestandteil dieses Vertrages.
§ 23 Verschwiegenheitspflicht / Schweigepflicht

(1) Der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin verpflichtet sich, wahrend der Dauer des
Arbeitsverhaltnisses und auch nach dem Ausscheiden, Uber alle Geschaftsgeheimnisse
sowie betriebliche Angelegenheiten vertraulicher Natur, die als solche vom Arbeitgeber / von
der Arbeitgeberin schriftlich oder miindlich bezeichnet werden bzw. offensichtlich als solche
zu erkennen sind, Stillschweigen zu bewahren und ohne ausdrtickliche Genehmigung der
Geschéftsleitung keinen dritten Personen zuganglich zu machen. Der Arbeitnehmer / die
Arbeitnehmerin hat die Anweisungen und MalRnahmen des Arbeitgebers / der Arbeitgeberin
zur Geheimhaltung zu beachten. Im Zweifelsfall wird der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin
eine Weisung des Arbeitgebers / der Arbeitgeberin zur Vertraulichkeit bestimmter Tatsachen
einholen.

(2) Der Arbeitnehmer / die Arbeitsnehmerin ist in die Schweigepflicht des Arztes (§ 203
StGB) eingebunden. Er / Sie hat insbesondere alle Praxisvorgange sowie den Personenkreis
der Patientinnen / Patienten geheim zu halten. Dies gilt auch nach Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses (§ 5 Manteltarifvertrag).

§ 24 Nebenabreden, Salvatorische Klausel

(1) Die in diesem Vertrag getroffenen Vereinbarungen regeln die Vertragsbeziehungen der
Parteien abschlieRend. Nebenabreden wurden nicht getroffen.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird
hierdurch die Wirksamkeit des Vertrages im Ubrigen nicht berthrt.

(3) Soweit in diesem Arbeitsvertrag Regelungen nicht enthalten oder diese unwirksam sind,
gelten die Bestimmungen der tariflichen Abschlisse in der jeweils gultigen Fassung, die von
der ,Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der Arbeitsbedingungen der Medizinischen
Fachangestellten“ mit Berufsverbanden und Gewerkschaften vereinbart worden sind. Im
Ubrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

§ 25 Schriftformerfordernis

(1) Vertragsanderungen sind nur wirksam, wenn sie schriftlich getroffen werden. Das gilt
auch fiir die Abbedingung dieser Schriftformabrede.

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt das Schriftformerfordernis nicht, wenn die
Vertragsanderungen individuell im Sinne des § 305 b BGB vereinbart werden.

§ 26 Verfall- und Ausschlussfristen

Anspriiche aus dem Arbeitsverhaltnis sind innerhalb einer Frist von zwolf Monaten nach
ihrem Entstehen schriftlich geltend zu machen, § 21 Manteltarifvertrag. Dies gilt auch flr
Anspriiche, die mit dem Arbeitsverhaltnis oder dessen Beendigung im Zusammenhang
stehen. Ausgenommen vom Verfall sind Anspriche wegen Verletzung des Lebens, des



Kdrpers oder der Gesundheit, Anspriiche aus der Haftung wegen Vorsatz und Anspriiche auf
Mindestentgelte.

§ 27 Schlussbestimmungen

(1) Dem Arbeitnehmer / der Arbeitnehmerin wurde eine Ausfertigung dieses Vertrags
ausgehandigt.

(2) Sonstige Vereinbarungen:

Ort, Datum

Stempel und Unterschrift des arztlichen Arbeitgebers / der arztlichen Arbeitgeberin

Unterschrift des Arbeithehmers / der Arbeithehmerin



PERSONALBOGEN

Vor- und Zuname (ggfs. auch Geburtsname)

Anschrift:

geboren am in

Staatsangehorigkeit:

Familienstand: ledig verheiratet verwitwet geschieden
Zahl der Kinder Geburtsdaten:

Anschrift der nachsten Angehdérigen:

Datum

Unterschrift

Drucken




	Name des ärztlichen Arbeitgebers  der ärztlichen Arbeitgeberin: 
	Einstellungsdatum: 
	vonMontags: 
	bisMontags: 
	vonund: 
	bisund: 
	vonDienstags: 
	bisDienstags: 
	vonund_2: 
	bisund_2: 
	vonMittwochs: 
	bisMittwochs: 
	vonund_3: 
	bisund_3: 
	vonDonnerstags: 
	bisDonnerstags: 
	vonund_4: 
	bisund_4: 
	vonFreitags: 
	bisFreitags: 
	vonund_5: 
	bisund_5: 
	vonSamstags: 
	bisSamstags: 
	vonund_6: 
	bisund_6: 
	vonMontags_2: 
	bisMontags_2: 
	GesamtdauerMontags: 
	vonDienstags_2: 
	bisDienstags_2: 
	GesamtdauerDienstags: 
	vonMittwochs_2: 
	bisMittwochs_2: 
	GesamtdauerMittwochs: 
	vonDonnerstags_2: 
	bisDonnerstags_2: 
	GesamtdauerDonnerstags: 
	vonFreitags_2: 
	bisFreitags_2: 
	GesamtdauerFreitags: 
	vonSamstags_2: 
	bisSamstags_2: 
	GesamtdauerSamstags: 
	Ort Datum: 
	Stempel und Unterschrift des ärztlichen Arbeitgebers  der ärztlichen Arbeitgeberin: 
	Unterschrift des Arbeitnehmers  der Arbeitnehmerin: 
	Werte zurücksetzen: 
	Anschrift Arbeitgeber 1: 
	Anschrift Arbeitgeber 2: 
	Anschrift Arbeitnehmer 1: 
	Anschrift Arbeitnehmer 2: 
	Name des Arbeitnehmers  der Arbeitnehmerin: 
	Ort der Tätigkeit: 
	Betriebsvereinbarungen 1: 
	Betriebsvereinbarungen 2: 
	Betriebsvereinbarungen 3: 
	Betriebsvereinbarungen 4: 
	Befristungsgrund: 
	weitere Arbeitsbereiche 1: 
	weitere Arbeitsbereiche 2: 
	Vergütung Mehrarbeit: 
	Tätigkeitsgruppe: 
	brutto: 
	Auszahlungstermin: 
	Zahlbar zum: 
	mit Gehalt 1: 
	mit Gehalt 2: 
	mit Gehalt 3: 
	mit Gehalt 4: 
	weitere Zuschläge 1: 
	Prozent 1: 
	mit Gehalt 5: 
	weitere Zuschläge 2: 
	Prozent 2: 
	mit Gehalt 6: 
	weitere Zuschläge 3: 
	Prozent 3: 
	mit Gehalt 7: 
	Sonstige Vereinbarungen 1: 
	Sonstige Vereinbarungen 2: 
	Sonstige Vereinbarungen 3: 
	Sonstige Vereinbarungen 4: 
	Sonstige Vereinbarungen 5: 
	Name Arbeitnehmer: 
	Adresse Arbeitnehmer: 
	Personalbogen3: 
	Personalbogen5: 
	Personalbogen6: 
	Personalbogen7: 
	Personalbogen8: 
	Personalbogen8a: 
	Drucken: 
	Personalbogen4: 
	Datum: 
	Befristungsdatum: 
	Probezeit Monate: 
	weitere Arbeitsbereiche 3: 
	Arbeitszeit: 
	Familienstand: Off


